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Vorwort

Die Effektivität des Umweltstrafrechtes ist eine Frage, die das Umweltstrafrecht seit
seiner Schaffung begleitet. Obwohl die Notwendigkeit des Einsatzes rechtlicher Mittel
zum Schutz der Umwelt generell unbestritten sein dürfte, stellt uns die Umsetzung
eines solchen Schutzes oft vor erhebliche Probleme.

Die Arbeit stellt sowohl die Probleme, welche das Umweltstrafrecht hinsichtlich der
Anwendung in der Praxis aufwirft, als auch die am Umweltstrafrecht geäußerte
dogmatische Kritik dar. Mit einem Fokus auf das besondere Rechtsgut des Umwelt-
strafrechtes wird die Zurechnung als eines der Effektivitätshindernisse untersucht. Im
Rahmen eines Vergleiches mit dem volkswirtschaftlichen Begriff des Allgemeingutes
findet diese Untersuchung einmal hinsichtlich der Eigenschaft des Rechtsgutes als
durch die Masse genutztes als auch durch die Masse geschädigtes Rechtsgut statt. Diese
Feststellungen enden in dem Vorschlag eines eigenen Lösungsweges.

Der Stand der Arbeit ist August 2013.

Großen Dank möchte ich an dieser Stelle der Heinrich-Böll-Stiftung aussprechen,
die die Entstehung dieser Arbeit sowohl finanziell als auch durch beständige ideelle
Unterstützung ermöglicht hat.

Ein ganz besonderer Dank gilt auch meiner Doktormutter Frau Professor Petra
Wittig, die mich nicht nur akademisch, sondern auch persönlich betreut hat und die
Entwicklung dieser Arbeit mit viel Geduld und Verständnis begleitet hat.

Ebenso möchte ich mich bei meiner besten Freundin Judith Greif bedanken, die mir
bei vielen schwierigen Situationen während der Promotionszeit stets zur Seite stand
und auch bei eigenen knappen Zeit- und Nervenressourcen immer für mich da war.

Auch meiner großen Familie und besonders meinen Eltern Barbara Bube-Sam-
müller und Siegfried Sammüller möchte ich großen Dank aussprechen. Ohne deren
jahrelange Bestärkung und Ermutigung hätte ich sicher nicht die Motivation gefunden,
die die Erstellung dieser Arbeit vorausgesetzt hat. Dank ihrer in vieler Hinsicht ge-
leisteten Unterstützung habe ich immer wieder von neuem die Kraft gefunden, die
notwendigen Schritte auch tatsächlich zu gehen.

Von ganzem Herzen bedanke ich mich bei meinem Mann Nikolaus Gradl und
meiner Tochter Lilith. Auch wenn du, liebe Lilith, erst kurze Zeit nach Fertigstellung
der Arbeit geboren bist, tragt ihr beide doch einen erheblichen Teil an dem Erfolg
meiner Promotion. Ihr wart und seid immer meine Stütze. Vielen Dank.

München, im August 2014 Hanna Sammüller-Gradl
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A. Einleitung

I. Relevanz der Fragestellung

Ausführungen über die Relevanz des Themas Umweltschutz an sich dürfen wohl
als überflüssig bezeichnet werden:

Die schweren Umweltkatastrophen der vergangenen Jahre, wie der Unfall auf der
Ölplattform Deepwater Horizon und der Super-GAU im japanischen Fukushima,
haben der Menschheit einmal mehr vor Augen geführt, wie abhängig sie von einer
funktionierenden Umwelt ist und wie schnell diese an die Grenzen ihrer Belast-
barkeit stößt. Auch die Berichte des Internationalen Klimarates IPCC1 haben zu der
inzwischen übergreifenden Einsicht beigetragen, dass der Schutz der Umwelt zu den
elementarsten Aufgaben unserer Zeit zählt.2 Die Notwendigkeit, unsere natürlichen
Ressourcen zu schützen, ist heute in der Mitte der Gesellschaft angekommen.3

Interessant sind jedoch Ausführungen über die Relevanz der Fragestellung, wie
im rechtlichen Bereich mit dem Thema Umweltschutz umzugehen ist. Denn der
Schutz der Umwelt und dessen Durchsetzung sind mit Sicherheit ein Anliegen, das
nicht nur Wirtschaft, Technik oder Politik betrifft. Es handelt sich aufgrund der
Dimension der Herausforderung und deren Einfluss auf die Gesellschaft um eine
Thematik, mit der sich die Rechtswissenschaft selbstverständlich auseinandersetzen
muss.

Doch bereits hier tauchen die ersten Fragen bezüglich eines juristischen Um-
weltschutzes auf: Hat die Thematik der Zerstörung von Umwelt bzw. deren Schutz
vor menschlichen Eingriffen tatsächlich auf allen rechtlichen Ebenen ihren be-
rechtigten Platz? Ist es sinnvoll, den Schutz der Umwelt sowohl im Zivil- als auch im
Verwaltungs- und Strafrecht zu etablieren?

Im Verhältnis von Bürgern untereinander werden auf einer zivilrechtlichen Ebene
Umweltzerstörungen gegebenenfalls als Eigentumsverletzungen relevant und kön-
nen zu Reparaturverpflichtungen und Schadenersatzzahlungen führen.

Im subordinationsrechtlichen Bereich ist zu differenzieren: Jedenfalls hinsicht-
lich eines präventiven Vorgehens durch das Verwaltungsrecht hat der Umweltschutz
seinen festen Platz gefunden und werden neue Erkenntnisse etwa im Baurecht, dem

1 Aktuell: Vierter Sachstandsbericht des Zwischenstaatlichen Ausschusses für Klimaän-
derungen der Vereinten Nationen (engl.: IPCC – Intergovernmental Panel on Climate Change),
2007.

2 Vgl. Meinberg, in: Meinberg/Möhrenschlager/Link (Hrsg.), Umweltstrafrecht, S. 1.
3 Vgl. Meinberg, in: Meinberg/Möhrenschlager/Link (Hrsg.), Umweltstrafrecht, S. 1.



Wasserrecht oder dem Immissionsschutzrecht auch in die Rechtsordnung einge-
bunden. Auch auf einer internationaleren, nämlich europarechtlichen Ebene wird der
präventive Umweltschutz als wichtig erkannt und wird auch von legislativer und
administrativer Seite glaubhaft versucht, negative Einflüsse auf die Umwelt zu
minimieren.

Anders verhält es sich im repressiven Bereich. So ist es nicht nur bereits um-
stritten, ob die Zerstörung von Umwelt mit Mitteln des Strafrechts geahndet werden
kann, sondern weitergehend stellt sich die Frage, was denn das Umweltstrafrecht
überhaupt schützen soll und nicht zuletzt, wie dieser Schutz denn umgesetzt wird.
Die Etablierung eines ganzheitlich durchdachten, repressiven Vorgehens gegen
Umweltzerstörung fällt offensichtlich schwer: Um Umweltschädigungen ahnden zu
können, wurde zwar als Abschluss einer langen Rechtsentwicklung ein eigener
Abschnitt im StGB geschaffen. Dieser scheint aber problematisch hinsichtlich der
Anwendung auf die tatsächlichen Sachverhalte. Während also der präventive Um-
weltschutz sich stetig aktualisiert und – was gerade bei dieser Thematik von be-
sonderer Relevanz ist – auch grenzüberschreitend angegangen wird, verharrt der
repressive Umweltschutz in einer Art Schockstarre. Anstatt sich ebenso wie in den
anderen Rechtsbereichen anhand aktueller wissenschaftlicher Erkenntnisse an die
Zeichen der Zeit anzupassen, hält der repressive Umweltschutz noch immer an
Grundsatzfragen fest. Da aber ohne eine Klärung der elementaren Fragen des
Umweltstrafrechts eine Weiterentwicklung undenkbar ist, müssen auch diese an-
gegangen werden. Denn mag es auch noch so ärgerlich sein, dass der repressive
Umweltschutz aufgrund von ungeklärten Grundsatzfragestellungen momentan ak-
tuellen Entwicklungen hinterherhinkt – ohne deren Klärung kann eine Moderni-
sierung nicht stattfinden.

Diese Arbeit nimmt sich einer der Grundsatzfragen des repressiven Umwelt-
schutzes an: Untersucht wird die Zurechnungsproblematik im Umweltstrafrecht. Die
Frage danach, wer sich genau wofür strafrechtlich zu verantworten hat, ist eine der
Kernfragen der Umweltdelikte – allerdings ebenfalls eine, die noch nicht uneinge-
schränkt beantwortet ist. Um die Besonderheiten herauszustellen, die diese Frage-
stellung gerade für den Bereich des mit rechtlichen Mitteln durchgesetzten Um-
weltschutzes hat, werden die repressiv geschützten Rechtsgüter in den Fokus der
Untersuchung gestellt.

II. Gang der Untersuchung

Diese Arbeit hat zum Ziel, einen der grundsätzlichen Problemkreise des Um-
weltstrafrechts genauer zu identifizieren: Sie beschäftigt sich mit der speziellen
Zurechnungsproblematik im Umweltstrafrecht und untersucht dabei den Zusam-
menhang zwischen dem einzigartigen Rechtsgut der Umweltdelikte und den kom-
plexen Fragen der Zurechnung.
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Dazu wird im ersten Teil der Arbeit zunächst auf die momentane Situation des
Umweltstrafrechts eingegangen (B.I.). Insbesondere werden die Entstehungsge-
schichte (B.I.1.) und die sich aus dieser ergebenden Konsequenzen auf die heutige
Form des Umweltstrafrechts (B.I.2.) untersucht sowie der Effektivitätsentwicklung
anhand von empirischen Fallzahlen nachgegangen (B.I.3.). Im Anschluss daran
werden zuerst isoliert voneinander das spezielle Rechtsgut der Umweltdelikte (B.II.)
sowie die Zurechnungsproblematik als Ineffektivitätsfaktor vorgestellt (B.V). Diese
Feststellungen münden in der Überlegung, dass die spezielle Rechtsgutskonzeption
der Umweltdelikte Grund für die Zurechnungsproblematik ist (B.VI.).

Im zweiten Teil der Arbeit (C.) wird anhand der unterschiedlichen Gesichtspunkte
des Rechtsgutes deren jeweiliger Einfluss auf die Zurechnungsproblematik ausge-
führt. Dazu dient ein Begriff aus der Volkswirtschaftslehre, der hilft, die beiden
entscheidenden Aspekte herauszuarbeiten (C.I.). Denn das Rechtsgut der Umwelt-
delikte ist nicht nur ein – aus der Perspektive der Geschädigten – kollektives
Rechtsgut (C.I.2.), sondern auch ein – aus der Perspektive der Schädiger – kollektiv
geschädigtes Rechtsgut (C.I.1.). Es wird aufgezeigt und gegenübergestellt, welches
die jeweiligen Konsequenzen dieser beiden Besonderheiten für die Zurechnungs-
problematik sind.

Der letzte und dritte Teil der Arbeit (D.) widmet sich in einem Ausblick den
Lösungsvorschlägen auf unterschiedlichen Handlungsebenen, die zur Verbesserung
der Situation des Umweltstrafrechts diskutiert werden (D.I., D.II.), woran sich ein
eigener Lösungsvorschlag anschließt (D.III.). Dieser spricht sich weniger für eine
Identifikation und Behebung der einzelnen Brennpunkte des Umweltstrafrechts als
für einen Neustart in altbekanntem Gelände aus.

In dieser Arbeit wird nicht vertieft auf den das Umweltstrafrecht prägenden
Aspekt der Verwaltungsrechtsakzessorietät und dessen möglichen Einfluss auf die
Zurechnungsproblematik eingegangen. Zwar sind gerade im Hinblick auf Effekti-
vitätsgesichtspunkte Einflüsse nicht nur denkbar, sondern insbesondere was die
Sonderdelikte im Umweltstrafrecht betrifft, auch viel diskutiert.4 Jedoch liegt der

4 Sonderdelikte sind Strafnormen, bei denen an einen bestimmten Täterkreis angeknüpft
wird und der Täter folglich bestimmte Merkmale aufweisen muss (vgl. Schünemann, Unter-
nehmenskriminalität, S. 35). Speziell im Umweltstrafrecht stellt dieses bestimmte Merkmal auf
Regelungen des Verwaltungsrechts ab, also beispielsweise eine verwaltungsrechtliche
Pflichtverletzung bei § 325 I StGB. Diese enge Verknüpfung zwischen Verwaltungsrecht und
Umweltstrafrecht wird gerade bei der Frage nach der Zurechenbarkeit einer umweltstraf-
rechtlich relevanten Handlung auf eine Individualperson als Problem angesehen (vgl. Gebhard,
Unternehmensangehörige, S. 10). Der Grund liegt in der unterschiedlichen Behandlung von
juristischen Personen im Verwaltungsrecht und im Strafrecht: Im Strafrecht gilt der zwar
kritisierte (dazu später ausführlich unter B.I.2.a)aa)), aber vom Gesetzgeber immer wieder
bekräftigte Grundsatz der Handlungs-, Straf- und Schuldunfähigkeit von Unternehmen, oder
auch „societas delinquere non potest“. Dies ist der Fall, obwohl anerkannt ist, dass sie zivil-
rechtlich und verwaltungsrechtlich berechtigt und verpflichtet sein können (vgl. Gebhard,
Unternehmensangehörige, S. 11; Sack, Umweltschutzstrafrecht, Rn. 202). Diese Uneinheit-
lichkeit der Rechtsordnungen hat zur Folge, dass, wenn eine Strafnorm an die Verletzung einer
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